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nischen Zusammenarbeit zwischen Wirtschaftsorganisationen 
von Mitgliedsländern des RGW ergeben, ergehen — sofern 
in speziellen Regelungen nichts anderes festgelegt ist — durch 
Schiedsgerichte. Der Gerichtsweg ist ausgeschlossen.

Das gilt auch für Streitigkeiten, die sich' aus der Abwick­
lung von Schiffstransportleistungen im Rahmen dieser Zu­
sammenarbeit ergeben, einschließlich der Abwicklung des 
Schadensausgleichs bei Großer Havarei.
2. Eine gerichtliche Entscheidung zur Sache darf nicht erge­
hen, wenn die vorab vorzunehmende Prüfung ergibt, daß 
der Gerichtsweg ausgeschlossen ist.
3. Nach der VO über das Dispacheverfahren dürfen durch 
das dafür zuständige Gericht der DDR nur solche Dispachen 
für vollstreckbar erklärt werden, die durch das Dispachebüro 
der Kammer für Außenhandel der DDR ergangen sind.
4. Die Entscheidung über die Abweisung einer Klage als 
unzulässig gemäß §§ 31 Abs. 2, 77 Abs. 5 ZPO ergeht im Be­
rufungsverfahren auch dann als Beschluß, wenn das erst­
instanzliche Gericht unter Verkennung der Unzulässigkeit 
über die Sache fälschlich durch Urteil entschieden hat und 
dieses Urteil aufzuheben ist.

OG, Beschluß vom 28. Oktober 1985 — 4 OZB 1/85.

Die Klägerin (Reederei N.) beförderte auf Grund eines zwi­
schen den Prozeßparteien geschlossenen Befrachtungsvertrags 
vom 13. Dezember 1973 für den Verklagten (VEB P.) mit einem 
Tanker Erdöl. Während des Transports brach auf dem Tanker 
ein Brand aus. Zu seiner Löschung und zur Verhinderung des 
Eintritts weiterer Schäden wurden Rettungsmaßnahmen not­
wendig, die zur Beschädigung von Teilen des Schiffes bzw. 
der Schiffsausrüstung und zu außerordentlichen Aufwendun­
gen führten. Zwischen den Prozeßparteien ist unstreitig, daß 
ein Fall der Großen Havarei vorliegt.

Die Klägerin hat gemäß dem Befrachtungsvertrag zur 
Feststellung der Aufwendungen für die Schadensabwendung 
und zur Aufteilung der Anteile auf die Beteiligten (Schiffs­
eigentümer, Verfrachter und Empfänger der Ladung) eine 
englische Firma mit der Durchführung eines Dispacheverfah­
rens beauftragt. Mit der Dispache vom 15. Dezember 1982 
wurde der vom Verklagten als Berechtigten an der Ladung 
zu tragende Anteil an den Gesamtkosten der Aufwendungen 
zur Rettung des Schiffs und der Ladung der Höhe nach fest­
gestellt.

Die Klägerin hat unter Übersendung der Dispache vom 
Verklagten die Zahlung dieses Betrags verlangt. Der Ver­
klagte hat die Zahlung nicht geleistet.

Die Klägerin hat daraufhin Klage erhoben und beantragt, 
die in der Dispache für den Verklagten festgestellte Zahlungs­
verpflichtung zu bestätigen. Hilfsweise hat sie beantragt, die 
mit der Dispache ausgesprochene Zahlungsverpflichtung des 
Verklagten für vollstreckbar zu erklären.

Der Verklagte hat Klageabweisung beantragt. Er hat ein­
gewendet, daß die Zuständigkeit des Gerichts zur Entschei­
dung des vorliegenden Rechtsstreits ausgeschlossen sei. Die 
Prozeßparteien hätten im Befrachtungsvertrag für die Ent­
scheidung von Streitigkeiten aus diesem Vertrag selbst die 
Anrufung des Schiedsgerichts am Sitz des Verklagten verein­
bart.

Der Direktor des Bezirksgerichts hat gemäß § 30 Abs. 2 
GVG das Verfahren an das Bezirksgericht herangezogen. Das 
Bezirksgericht hat die Klage mit Urteil abgewiesen und zur 
Begründung u. a. ausgeführt, daß für die Entscheidung der­
artiger Streitigkeiten das Schiedsgericht zuständig sei.

Die Klägerin hat Berufung eingelegt und beantragt, unter 
Aufhebung des Urteils des Bezirksgerichts den Verklagten 
zur Zahlung des Betrags an sie zu verurteilen. Sie hat dazu 
die Auffassung vertreten, daß zur Entscheidung über den 
Streitfall entweder das staatliche Gericht oder das Schieds­
gericht angerufen werden kann.

Die Berufung führte zur Aufhebung des Urteils des Be­
zirksgerichts und zur Abweisung der Klage als unzulässig.

Aus der Begründung:

Auf das vorliegende Verfahren sind, soweit es die verfah­
rensrechtlichen Regelungen betrifft, die prozeßrechtlichen 
Vorschriften der DDR anzuwenden. Das ergibt sich aus § 181 
Abs. 3 ZPO. Daher mußte gemäß ■§ 31 Abs. 1 Ziff. 2 ZPO zu­
nächst geprüft werden, ob die Zulässigkeit des Gerichtswegs 
gegeben oder ob für die Entscheidung über den hier geltend

gemachten Anspruch die Zuständigkeit eines anderen Organs 
begründet ist.

Hierzu ist festzustellen, daß die Konvention vom 
26. Mai 1972 über die schiedsgerichtliche Entscheidung von 
Zivilrechtsstreitigkeiten, die sich aus Beziehungen der wirt­
schaftlichen und wissenschaftlich-technischen Zusammenar­
beit ergeben (GBl. I Nr. 13 S. 220), für die Entscheidung aller 
Streitigkeiten aus Vertrags- und anderen Zivilrechtsbezie­
hungen, die zwischen Wirtschaftsorganisationen der Teil­
nehmerländer der Konvention entstehen, ein Schiedsverfah­
ren vorsieht und damit — sofern in speziellen Regelungen 
nichts anderes festgelegt ist — die Zuständigkeit der staatli­
chen Gerichte ausdrücklich ausschließt. Diese Regelung be­
zieht sich auch auf Streitfälle aus Verträgen über Schiffs­
transportleistungen im Rahmen der wirtschaftlichen Zusam­
menarbeit. Das ergibt sich aus Art. I Ziff. 1 und 2 der Kon­
vention.

In dem hier vorliegenden Rechtsstreit wird ein Anspruch 
geltend gemacht, der in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der Durchführung des Befrachtungsvertrags steht. Der Klage­
anspruch betrifft den Ausgleich für Aufwendungen auf Grund 
eines Schadensfalls, der bei der Abwicklung der Vertragsbe­
ziehungen zwischen den Prozeß Parteien eingetreten ist. Er ist 
daher jenen Streitigkeiten zuzuordnen, die gemäß Art. I Ziff. 1 
und 2 der Konvention ausschließlich in einem Schiedsverfah­
ren zu klären sind.

Die Auffassung der Klägerin, daß sowohl die Anrufung 
des Schiedsgerichts als auch die des staatlichen Gerichts zu­
lässig gewesen sei, ist unbegründet. Sie steht im Widerspruch 
zu der ausschließlichen Zuständigkeitsregelung des Art. I 
Ziff. 1 der Konvention und läßt unberücksichtigt, daß beide 
Prozeßparteien in dem Befrachtungsvertrag vom 13. Dezember 
1973 in zulässiger Weise selbst vereinbart haben, daß für die 
Entscheidung von Streitigkeiten aus dem Vertrag das Schieds­
gericht am Sitz des Verklagten anzurufen ist.

Damit ist durch Rechtsvorschriften die Zuständigkeit eines 
anderen Organs begründet und der Gerichtsweg ausgeschlos­
sen. Es liegen somit Gründe vor, die gemäß § 31 Abs. 1 Ziff. 2 
ZPO eine Verhandlung und Entscheidung über den Klagean­
spruch selbst ausschließen.

Ausgehend von dieser Rechtslage durfte das Bezirksge­
richt eine Entscheidung über den Hauptantrag der Klägerin, 
der seiner Natur nach ein Zahlungsanspruch ist, nicht treffen.

Über den von der Klägerin gestellten Hilfsantrag, für den 
der Gerichtsweg zulässig war, hat das Bezirksgericht ausweis­
lich der Begründung des Urteils nicht entschieden. Das war 
aber gemäß § 77 Abs. 1 ZPO erforderlich, nachdem es den 
Hauptantrag abgewiesen hat. Die unterlassene Entscheidung 
konnte im Berufungsverfahren nicht nachgeholt werden, da 
sich der Berufungsantrag der Klägerin hierauf nicht erstreckte 
(§§ 147 Abs. 3, 77 Abs. 1 ZPO).

Für einen Hinweis auf Erweiterung des Berufungsantrags 
bestand kein Anlaß, weil für eine Vollstreckbarkeitserklärung 
der in L. aufgestellten Dispache keine Voraussetzungen be­
stehen. Die VO über das Dispacheverfahren vom 27. Mai 1976 
(GBl. I Nr. 21 S. 298) gilt nach ihrem Vorspruch allein für 
Dispachen gemäß § 127 des Seehandelsschiffahrtsgesetzes — 
SHSG - vom 5. Februar 1976 (GBl. I Nr. 7 S. 109), also für 
Dispachen, die in einem vom Dispachebüro der Kammer für 
Außenhandel der DDR durchgeführten Verfahren ergangen 
sind.

Abgesehen davon, daß danach eine Vollstreckbarkeitser­
klärung einer ausländischen Dispache durch ein Gericht der 
DDR überhaupt nicht in Betracht kommt, käme in dem hier 
vorliegenden Fall hinzu, daß die Dispache nach dem engli­
schen Recht, das gemäß § 125 Abs. 4 SHSG maßgeblich ist, nur 
dann für die Beteiligten verbindlich wäre, wenn sie ausdrück­
lich vereinbart hätten, daß sie daran gebunden sind (vgl.
J. F. Donaldson u. a., British Shipping Laws, Bd. 7: The Law 
of General Average and the York-Antwerp Rules, London 
1975, para 335).

Daß eine derartige ausdrückliche Vereinbarung von den 
Prozeßparteien geschlossen wurde, wurde nicht dargetan, so 
daß eine Vollstreckbarkeitserklärung mangels Vereinbarung 
selbst dann nicht erfolgen könnte, wenn die o. g. VO über


